
@trIEil
Die'neue Landesregierung hat gemein-
sam mit Rheinland-Pfalz im Bundesrat
einen Antrag zur Einführung eines Min-
destlohnes von 8,50 Euro pro Stunde ein-
gebracht. Am 22. lj{ätz wird im Bundes-
ra1 über drese,l Antrag abge.timmt.

Kritik gibt es von zwei Seiten: Die ei-
nen sagen, wir brauchen doch gar keinen
Mindesllohn, urd drn andpren, dass cin
Mindestlohn von 8,50 Euro doch viel zu
niedrig sei.

Zu Zeitpn der rol grunpn Bundps"egic-
rung waren Gerverkschaften und Arbeit.
geberverbände gegen Mindestlöhne als
E ngrrlJe rn d-.. Tarilaulonomie. Für rm-
mer mehr Arbeitnehmer gelten aber kei-
ne Tarifverträge mehr In der schlvarz-
roten Bundesregierung hat die SPD mit
dem sogenannten Entsendegesetz die
CDU dafür gewonnen. wenigstens in be-
stimmten Bereichen Mindestlöhne fest-
zusetzen. Es zeigt sich aber, dass dies
nicht ausreicht. In .1em Armutsbericht
dor Bundeslegierung wurde dio Iniorma-
tion gestrichen, dass 4 Millionen trYauen
und Männer weniger als 7 Euro Brutto
pro Stunde verdienen. Nach Steuern und

. .. der
SPD-Landtags-
abgeordnete

CernotGruber

fahr, dass im Zuge lreier Grenzen für den
Warenverkehr Arbeitsplätze ins Ausland
ausgelagert werden und das dann gerade

dieienigen trifft, die
am unteren Ende
der Einkommens-
höhe stehen. Der
Konkurrenz-Druck
ist in manchen
Branchen hoch,
und schon ein Blick
aul Europa zeigt
uns ein großes
Lohngeläile. Fast
alle europäischcn

Länder haben einen Mindestlohn in
Ftankreich 9,40, in den Niederlanden
8,96, in Großbritannien 7, in Polen 2,10
und in Tschechien gerade mal 1,96 Euro.
Neben der Forderung nach einem bun-
desrveiten Mindestlohn von 8,50 Euro
\1,i11 die neue Landesregierung mit ihrem
Mindestlohn- und Tariftreuegesetz bei
cjTent'icl^en Au 11räger A'rbieler beguns-

tigen, die ordentliche Löhne zahlen. Es
besteht heute die Gefahr, dass nach euro-
päischen Ausschreiberegeiungen der bil-
ligste Anbieter genommen werden muss.
So kann ein Unternehmen z.urf' Zage
kommen, dessen Arbeitnehmer schlecht
bezahlt werden. Der Staat bekommt we-
niger Steuereinnahmen und bezahlt
manchen Arbeitnehmern dann noch so-
genannte soziale Aufstockungsleistun-
gen. Letztlich zahlen die Unternehmen
und die Arbeitnehmer mit besseren Löh-
nen mit ihren Sozialabgaben die Aufsto-
ckungsleistungen der Billiglohnkonkur-
renz, ',veIche ihnen den öffentlichen,
durch Steuergelder bezahlten Auftrag
vor der Nase weggeschnappt hat. Das
kann nicht der Weisheit letzter Schluss
sein. Mit dem Tariftreuegesetz im Land
und einem Mindestlohn im Bund wird
die soziale Marktwirtschaft in Deutsch-
Iand gestärkt, und wir ersparen etlichen
Menschen, die gute Arbeit leisten, den
Gang zum Sozialamt.

Fairer Lohn ftir gute Arbeit
Sozialabgaben sjnd das weniger als 1000
Euro im Monat. Ich meine, dass die Zeit
reif ist für einen flächendeckenden Min
destlohn. Ein Stun-
denlohn von 8,50
Euro ergibt bei ci-
ner 40 Stunden-
Woche im Monat
einen Bruttolohn
von 1445 Euro.
Nach Abzugl von
rund 300 Euro an
Sozialabgaben (20
Prozent) und 85
Eulo Steuer blei-
ben 1060 Euro übrig und damit ein hö-
herer Lohn, als rvenn trtau oder Mann
auf Arbeitsloscngeld II oder Sozialhiife
angewiesen ist.

Wer arbeitct. sollte am Ende des Mo-
nats auch mehr auf dem Konto haben.

Wieso aber nicht 10 oder 12 Euro. wer-
den manche Kritiker einrvenden. Wer den
Mindestlohn zu hoch ansetzt. 1äuft Ge-
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